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1. Ziele 

Mit der Kraftfahrzeughilfe soll die Teilhabe am Arbeitsleben bzw. das Leben in der Gemeinschaft 
ermöglicht oder gesichert werden. 

2. Vorgaben 

2.1 Zuständigkeit 

Bei der Bewilligung von Leistungen nach dieser Fachanweisung ist der Nachrang zu den Leistungen 
vorrangiger Kostenträger zu beachten. Daher ist zunächst in jedem Fall zu prüfen, ob der 
Sozialhilfeträger für die beantragte Leistung zuständig ist (siehe hierzu auch Fachanweisung zu § 53 
SGB XII). Ist er nicht zuständig, leitet er den Antrag innerhalb von zwei Wochen an den nach seiner 
Auffassung zuständigen Rehabilitationsträger weiter. Die Weiterleitung ist zu begründen, wobei auf die 
Vorschrift zur Zuständigkeitsklärung nach § 14 SGB IX ausdrücklich Bezug genommen werden muss. 

Leitet der Sozialhilfeträger den Antrag nicht weiter, muss er darüber entscheiden. Ggf. kann er einen 
Erstattungsanspruch bei dem seiner Auffassung nach zuständigen Träger anmelden. 
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2.2 Leistungsberechtigter Personenkreis 

Leistungsberechtigt sind Menschen, deren Zugehörigkeit zum Personenkreis nach § 53 Abs. 1 und 2 
SGB XII festgestellt ist und die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung auf die Benutzung eines 
Kraftfahrzeuges angewiesen sind und die im Einzelfall erforderlichen Hilfsmittel bedienen können. 

Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges wird nur für die Menschen bereitgestellt, die wegen Art 
und Schwere der Behinderung insbesondere zur Teilhabe am Arbeitsleben auf die Benutzung eines 
Kraftfahrzeuges regelmäßig angewiesen sind und es im Regelfall selbst bedienen können. 

Für Ausländer mit Behinderungen, die keine Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
erhalten, gelten die Regelungen des § 23 SGB XII. Vor der Einleitung des Gesamtplanverfahrens sind 
ggf. die ausländerrechtlichen Voraussetzungen zu prüfen (siehe Fachanweisung zum AsylbLG Teil B 
II. 3 Sonstige Leistungen (§ 6 AsylbLG) Ziff. 3.3.2). 

Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG haben grundsätzlich keinen Anspruch auf 
Eingliederungshilfe. Eine Ausnahme gem. § 6 Satz 1 AsylblGkommt nicht in Betracht, da die Nutzung 
eines Kfz als solches weder zur Sicherung der Gesundheit unerlässlich noch zur Deckung besonderer 
Bedürfnisse von Kindern geboten ist. Ist der/die Leistungsberechtigte nach AsylbLG für die 
Inanspruchnahme einer Leistung nach § 6 AsylbLG auf Beförderung angewiesen, kommt nur eine 
Leistung zur individuellen Beförderung in Betracht. 

2.3 Gesamtplan 

Die gesetzliche Verpflichtung zur Erstellung eines Gesamtplans gemäß § 58 SGB XII ist zu beachten. 
Bei der Kraftfahrzeughilfe ist ein Gesamtplan nur erforderlich, sofern weitere 
Eingliederungshilfeleistungen beantragt oder bewilligt wurden. Im Übrigen obliegt es dem 
sozialpädagogischen Fachdienst von W/EH zu entscheiden, wann im Einzelfall und bei Folgeanträgen 
ein weiteres Gesamtplanverfahren erforderlich ist. 

Im Gesamtplan ist zu berücksichtigen, ob das Ziel der Eingliederung in die Gesellschaft durch 
Leistungen der Kraftfahrzeughilfe erreicht werden kann (siehe Fachanweisung zu § 53 SGB XII). 

Die Ziele, die im Bewilligungszeitraum erreicht werden sollen, sind Bestandteil des 
Bewilligungsbescheids. 
Die Zielerreichung im Einzelfall ist anlässlich der Fortschreibung der Gesamtplanung bzw. vor einer 
möglichen Weiterbewilligung zu prüfen. 

2.4 Art und Umfang der Leistungen 

Kraftfahrzeughilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben bzw. Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
umfassen im Einzelfall 

• die Beschaffung eines Kraftfahrzeugs nach § 8 der VO nach § 60 SGB XII 
• die Beschaffung besonderer behinderungsbedingter Bedienungseinrichtungen und Zusatzgeräte für 

Kraftfahrzeuge nach § 9 Abs. 2 Nr. 11 der VO nach § 60 SGB XII 

Im Übrigen können Leistungen in angemessenem Umfang nach § 10 Abs. 6 der VO nach § 60 SGB 
XII erbracht werden 

• zum Betrieb und zur Instandhaltung für Kraftfahrzeuge, 
• für die Erlangung der Fahrerlaubnis für ein Kraftfahrzeug. 

Siehe hierzu auch die Kfz-Empfehlungen der BAGüS vom 24. 5. 2006. 

2.4.1 Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges 
Die Hilfe wird in angemessenem Umfang gewährt. Die Anschaffungskosten dürfen das Maß des 
Notwendigen nicht überschreiten und sollten innerhalb der Niedrigpreisklasse für neue Kfz liegen. § 5 
der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung (KfzHV) ist anzuwenden. Der Höchstbetrag liegt – ohne 
Berücksichtigung einer behinderungsbedingten Zusatzausstattung – bei 9.500 €. Eine Ausnahme von 
der Neuwertgrenze ist in begründeten Einzelfällen möglich, wenn diese wegen Art und Schwere der 
Behinderung notwendig ist. 
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Leistungen zur Beschaffung eines Kfz sind als Beihilfe bzw. als Darlehen zu gewähren. Dabei kommt 
ein Darlehen nur in Betracht, wenn nach Prüfung die Möglichkeit einer Rückzahlung tatsächlich 
besteht (siehe Fachanweisung zur Forderungsverwaltung vom 15. 11. 2007) Das Verhältnis von 
Beihilfe zu Darlehen ist abhängig von der Überschreitung der Einkommensgrenze. 

Übersteigt das Einkommen des/der Leistungsberechtigten und der übrigen in § 19 SGB XII genannten 
Personen die Einkommensgrenze nach § 85 SGB XII 

• um mehr als 30 %, werden Leistungen nicht gewährt, 
• bis zu 30 %, ist die Leistung ausschließlich als Darlehen zu gewähren, 
• nicht, ist eine Beihilfe zu zahlen. 

Für gewährte Darlehen und Beihilfen ist im Regelfall eine ausreichende Sicherheit zu verlangen. 
Hierzu gehören vor allem eine Sicherungsübereignung des Kraftfahrzeuges (siehe anliegendes 
Formular) mit der Hinterlegung des Kraftfahrzeugbriefes bis zur restlosen Darlehenstilgung und bei 
Beihilfegewährung grundsätzlich bis zum Ablauf von 5 Jahren ab Leistungsgewährung. 

Bei Beihilfen ist eine Sicherheit nur zu verlangen, wenn diese mindestens 50 % der förderfähigen 
Gesamtkosten der Gesamtförderung betragen. 

Fallen die o. g. Voraussetzungen für die Leistung nachträglich weg, bevor ein gewährtes Darlehen 
getilgt oder bei Beihilfegewährung die Frist von 5 Jahren seit Leistungsgewährung abgelaufen ist, wird 
die gewährte Leistung ganz oder teilweise zurückgefordert. Zum Verfahren bei gewährten Darlehen 
siehe FA zur Forderungsverwaltung vom 15. 11. 2007. 

Zieht der Leistungsempfänger aus dem Bereich des Sozialhilfeträgers Hamburg in den Bereich eines 
anderen Sozialhilfeträgers, verbleibt das gewährte Kraftfahrzeug bis zum Ablauf der Frist im Eigentum 
des Sozialhilfeträgers Hamburg. Nach Ablauf der Frist ist die Sicherungsübereignung aufzuheben und 
die Rückübereignung des Kfz vorzunehmen. 

2.4.2 Beschaffung besonderer behinderungsbedingter Bedienungseinrichtungen und 
Zusatzgeräte für Kraftfahrzeuge 
Falls auf Grund der Behinderung in der Fahrerlaubnis besondere Bedienungseinrichtungen und 
Zusatzgeräte für den behinderten Menschen erforderlich sind und das Fahrzeug zur Teilnahme am 
Leben in der Gemeinschaft benötigt wird, werden diese als Beihilfe übernommen. Falls bestimmte 
Fahrzeuge serienmäßig mit solchen Bedienungseinrichtungen ausgestattet sind, ist im Sinne einer 
wirtschaftlichen Hilfegewährung auf diese Fahrzeuge zu verweisen. 

2.4.3 Betrieb und Instandhaltung für Kfz 
Hilfen für den Betrieb und die Instandhaltung eines Kraftfahrzeuges kann im angemessenem Umfang 
geleistet werden.. Für den Betrieb eines Kraftfahrzeugs können monatlich Beihilfen in Form von 
Pauschalen gewährt werden, sofern Möglichkeiten zur Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft von 
der mehrmaligen wöchentlichen Nutzung des Kfz abhängen und das Einkommen des/der 
Leistungsberechtigten und der übrigen in 19 SGB XII genannten Personen die Einkommensgrenze 
nach § 85 SGB XII um nicht mehr als 30 % übersteigt. Zur Anwendung kommen die in der 
Kriegsopferfürsorge nach § 27 d BVG in Verbindung mit § 28 Abs.1 Nr.2 KFürsV geltenden 
Pauschalen. (Höhe der Pauschale z. Zt. nach Rundschreiben des BMA vom 31. 5. 2001 – VI a 1-
62707/1 – 50 €) Diese umfasst die Kosten für Kraftstoff, Öl, Bereifung, Reparatur, Waschen, Pflege 
und Inspektionen. Lediglich Kosten für größere notwendige Reparaturen können nach entsprechender 
Prüfung übernommen werden. Garagenmieten können bis zu einem Betrag von 50 € übernommen 
werden. Für eine eigene Garage können keine Aufwendungen anerkannt werden. 

2.4.4 Erlangung einer Fahrerlaubnis 
Für das Erlangen einer Fahrerlaubnis und die notwendigen Kosten für die Prüfung der 
Fahrtauglichkeit und Feststellung der mit der Fahrerlaubnis zu verbindenden Beschränkungen können 
für den behinderten Menschen Kosten als Beihilfe übernommen werden, sofern Möglichkeiten zur 
Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft von der mehrmaligen wöchentlichen Nutzung des Kfz 
abhängen und das Einkommen des/der Leistungsberechtigten und der übrigen in 19 SGB XII 
genannten Personen die Einkommensgrenze nach § 85 SGB XII um nicht mehr als 30 % übersteigt. 
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Die Förderung für den behinderten Menschen soll in der Regel 40 Fahrstunden nicht überschreiten. 
Die Notwendigkeit darüber hinausgehender Fahrstunden muss mit einer gutachterlichen 
Stellungnahme – ggf. mit Hilfestellung durch das medizinisch-psychologische Institut des TÜV-Nord – 
bestätigt werden. 

In begründeten Ausnahmefällen können die Kosten für das Erlangen des Führerscheins durch eine 
nahe stehende Person als Darlehen übernommen werden, wenn der behinderte Mensch wegen der 
Behinderung selbst kein Fahrzeug führen kann und gesichert ist, dass diese Person die Fahrten im 
notwendigen Umfang und unentgeltlich sicherstellt. 

2.5 Abgrenzung zu anderen Leistungen 

Der Sozialhilfeträger ist nur im Ausnahmefall im Rahmen des § 54 Abs. 1 SGB XII i.V.m. § 8 der VO 
zu § 60 SGB XII leistungsverpflichtet, wenn keine Ansprüche gegen vorrangige Leistungsträger 
bestehen. Kfz-Hilfen zur Teilnahme am Arbeitsleben gehören zu den Leistungen der beruflichen 
Rehabilitation nach § 33 Abs. 8 Ziffer 4 SGB IX. Die zuständigen Leistungsträger sind in der Regel die 
Bundesagentur für Arbeit, der Rentenversicherungsträger oder das Integrationsamt. 

Ist eine Kfz-Hilfe bewilligt worden, kann keine Leistung zur individuellen Beförderung behinderter 
Menschen bewilligt werden. 

2.6 Einkommensgrenze 

Es gilt die Einkommensgrenze nach § 85 SGB XII. 

Wird ein Hilfsmittel als Leistung zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft bewilligt, ist die 
Anrechnung nicht nach § 92 SGB XII eingeschränkt, da es sich nicht um eine der dort genannten 
Leistungen handelt. Leistungen können daher nur bei Bedürftigkeit bewilligt werden. Es kann gem. § 
88 Abs.1 Nr.2 SGB XII auch die Aufbringung der Mittel aus Einkommen unterhalb der 
Einkommensgrenze verlangt werden, wenn zum Erwerb des Hilfsmittels nur geringfügige Mittel 
erforderlich sind 

3. Verfahren 

Grundsätzlich sind Anträge auf Eingliederungshilfe beim örtlich zuständigen Bezirksamt zu stellen. 

Alles Nähere zum Verfahren, der Einbeziehung des Fachamtes für Eingliederungshilfen und der 
Ablauf des Antragsverfahrens sind den gesonderten Vereinbarungen, wie dem Kooperationsvertrag 
zwischen Fachamt Eingliederungshilfen (W/EH) und den Bezirken vom 17. Dezember 2008, sowie 
der Fachanweisung zu § 53 SGB XII zu entnehmen. 

4. Berichtswesen 

Folgende Daten werden zentral ausgewertet: 

• Anzahl der Leistungsempfänger (quartalsweise), 
• Höhe der durchschnittlichen Leistungen pro Leistungsart (quartalsweise), 
• Ablehnung von Leistungen (quartalsweise) 

Daneben können zwischen den Bezirksämtern und der zuständigen Fachbehörde weitere Kennzahlen 
vereinbart werden. 

5. Gültigkeitsdauer 

Diese Fachanweisung tritt am 01.01.2013 in Kraft und 31.12.2017 außer Kraft. 

DOWNLOADS 

• Anlage 1: Sicherungsübereignungsvertrag » (MSWORD, 5,8 KB) 
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